
Klimaaktivismus der Letzten Generation – Angriff auf Demokratie und Rechtsstaat? 
HI der UE: Die SuS erwerben die Fähigkeit den Klimaaktivismus der Letzten Generation 
hinsichtlich seiner demokratischen und rechtsstaatlichen Qualität differenziert und reflektiert zu 
beurteilen. 

Nr. Thema und Hauptintention Inhaltlicher Schwerpunkt 
1 Klimaproteste der letzten Generation – ziviler 

Ungehorsam für den Klimaschutz? 
Die SuS erwerben die Fähigkeit das Vorgehen der 
Letzten Generation im Spannungsfeld von direktem 
und indirektem zivilem Ungehorsam und entlang der 
Kriterien (Verstoß gegen das Gesetz, Gewaltfreiheit, 
Öffentlichkeit) für diesen zu beurteilen. 

Die letzte Generation (Mittel, 
Zielsetzung, Organisation), 
Kennzeichen von zivilem 
Ungehorsam  

2 Die Letzte Generation – gewaltfreie 
Klimaschützer oder kriminelle Straftäter? 
Die SuS können die Aktionen der Letzten Generation 
im Spannungsfeld von Gewaltfreiheit und 
Legalität/Rechtmäßigkeit differenziert beurteilen 
und dabei das eigene Verständnis von Gewalt (gegen 
Personen/Sachgegenständen und 
physisch/psychisch) reflektieren. 

Sitzblockaden, Aktionen in 
Museen und z.B. bei BMW, 
Gewaltbegriff des StGB, Bezug 
GG 

3 Stören, auffallen, mehr Bambule – Mobilisierung 
der Gesellschaft oder selbstzerstörend? 
Die SuS erwerben die Fähigkeit die Klimaproteste der 
Letzten Generation hinsichtlich ihrer Effektivität 
(Mobilisierung, Aufmerksamkeit, Akzeptanz, Ziele vs. 
Strategien) differenziert beurteilen zu können. 

Akzeptanz von Mitteln und 
Zielen in der Gesellschaft, 
Medienwirksamkeit, 
Mobilisierung der Gesellschaft 

4 Die Klimakleber – Gefahr für unsere Freiheit? 
Die SuS erwerben die Fähigkeit zu den 
Straßenblockaden der Letzten Generation im 
Spannungsfeld von individueller Meinungs- und 
Versammlungsfreiheit und kollektiver Sicherheit 
differenziert und reflektiert (positiver und negativer 
Freiheitsbegriff) Stellung zu nehmen. 

Grundrechte im Konflikt 

5 Ziviler Ungehorsam – Demokratisierung oder auf 
dem Weg in die Ökodiktatur? 
Die SuS können den Mehrwert zivilen Ungehorsams 
für die Demokratie differenziert (direkte 
Partizipation/ Bürger vs. indirekte 
Partizipation/politische Institutionen, Effizienz, 
Mehrheitswille vs. Partikularinteresse) beurteilen 
und dabei das eigene Demokratieverständnis 
verdeutlichen. 

Demokratisierung durch zivilen 
Ungehorsam,  

6 Präventivgewahrsam für Klimaaktivisten – 
(un)verhältnismäßige Reaktion des Freistaats? 
Die SuS können zum Präventivgewahrsam in Bayern 
für Klimaaktivisten hinsichtlich seiner 
Verhältnismäßigkeit/Legitimität (vgl. Vorstunden) 
differenziert Stellung nehmen und dabei das eigene 
Verständnis von zivilem Ungehorsam 
(legitim/illegitim) und das eigene 
Rechtsstaatsverständnis reflektieren. 

Präventivgewahrsam Bayern, 
Vorgehen des Staates (ggf. auch 
andere Sanktionen, wie z.B. 
Auflösung der Proteste 
möglich), Rückgriff auf UE 

 



 

 



 

 



 



 

 

§240 StGB 

 Achtzehnter Abschnitt (Straftaten gegen die persönliche Freiheit) 

(1) Wer einen Menschen rechtswidrig mit Gewalt oder durch Drohung mit einem 
empfindlichen Übel zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung nötigt, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Rechtswidrig ist die Tat, wenn die Anwendung der Gewalt oder die Androhung 
des Übels zu dem angestrebten Zweck als verwerflich anzusehen ist. 

 

Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
Art 20a  

Der Staat schützt auch in Verantwortung für die künftigen Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen und 
die Tiere im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung durch die Gesetzgebung und nach Maßgabe von Gesetz 
und Recht durch die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung. 

 

https://www.juraforum.de/lexikon/rechtswidrigkeit
https://www.juraforum.de/lexikon/gewalt
https://www.juraforum.de/lexikon/freiheitsstrafe
https://www.juraforum.de/lexikon/geldstrafe


Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
Art 8  

(1) Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu 
versammeln. 
(2) Für Versammlungen unter freiem Himmel kann dieses Recht durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes 
beschränkt werden. 

 

M3 Sitzblockade als Nötigung? (www.juraforum.de/lexikon) 
In der Rechtsprechung wurde die Teilnahme an einer Sitzblockade früher als Nötigung im Sinne 
des § 240 Strafgesetzbuch (StGB) gewertet, dessen Tatbestand die rechtswidrige Anwendung 
von Gewalt (oder Drohung mit einem empfindlichen Übel) voraussetzt mit dem Ziel, eine andere 
Person zu einer bestimmten Handlung, Duldung oder Unterlassung zu nötigen. Die alte 
Rechtsprechung ging davon aus, dass das Tatbestandsmerkmal der „Gewalt“ nicht nur durch 
physischen Zwang, sondern auch durch psychischen Zwang erfüllt sei. So sei etwa 
der Fahrer eines blockierten Fahrzeugs einem psychischen Zwang ausgesetzt, da er in aller 
Regel nicht gewillt sei, die Blockierer zu überfahren und dadurch zu verletzen oder gar zu töten. 
Nach dieser Sichtweise machten sich die Blockierer daher bereits durch ihre bloße 
Anwesenheit wegen Nötigung strafbar. 
Diese Auslegung des Gewaltbegriffs erklärte das Bundesverfassungsgericht 1995 
für verfassungswidrig.  
Daraufhin entwickelte der BGH seine sogenannte „Zweite-Reihe-Rechtsprechung“, nach der die 
Teilnehmer einer Sitzblockade „Gewalt“ im Sinne des § 240 Absatz 1 StGB anwenden, 
sobald hinter dem ersten Fahrzeug (auf dessen Fahrer in ständiger Rechtsprechung ja nur 
psychischer Zwang ausgeübt wird) mindestens ein weiteres Auto an der Weiterfahrt 
gehindert würde. Nach dieser Sichtweise bilden die Fahrzeuge in der ersten Reihe eine physische 
Barriere für die Fahrzeuge ab der zweiten Reihe, die aufgrund ihres physischen Zwangs den 
Gewaltbegriff des § 240 StGB erfülle (vgl. BGH, Urteil vom 20. Juli 1995 – Az.: 1 StR 126/95). 
Das Bundesverfassungsgericht hat die „Zweite-Reihe-Rechtsprechung“ ausdrücklich 
als verfassungsmäßig anerkannt (vgl. BVerfG, Beschluss vom 7. März 2011 – Az.: 1 BvR 388/05). 
Darüber hinaus liegt nach dem Bundesverfassungsgericht 
auch grundsätzlich eine Nötigung unter Anwendung von „Gewalt“ vor, wenn die Teilnehmer einer 
Sitzblockade Maßnahmen ergreifen, die über ihre reine Anwesenheit hinausgehen, zum Beispiel 
durch Anketten, Einhaken oder aktiven Widerstand gegen ein Wegtragen. Dies gilt insbesondere, 
wenn sie physische Barrieren errichten (vgl. BVerfG, Beschluss vom 24. Oktober 2001 – Az.: 1 BvR 
1190/90). 
 

https://www.juraforum.de/gesetze/stgb/
https://www.juraforum.de/lexikon/drohung
https://www.juraforum.de/lexikon/duldung
https://www.juraforum.de/lexikon/auslegung


 

 

 

  



 



 



 



 

 



 

 



 



 


